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I. Arbeitsgericht Hamburg Urteil vom 7. Juni 2022
- 14 Ca 22/22 -

Il. Landesarbeitsgericht Hamburg Urteil vom 17. November 2022
-3 Sa 31/22 -

Entscheidungsstichwort:
Vertraglicher Anspruch auf ein 13. Monatsgehalt

Hinweis des Senats:
(Teilweise) Parallelentscheidung zu BAG 28. Juni 2023 - 5 AZR 9/23 -



BUNDESARBEITSGERICHT

5 AZR 161/23

3 Sa 31/22
Landesarbeitsgericht
Hamburg

Im Namen des Volkes!
Verkindet am
20. Marz 2024

URTEIL

Minchberg, Urkundsbeamtin
der Geschaftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

Pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Funfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mindlichen Ver-
handlung vom 20. Marz 2024 durch den Vizeprasidenten des Bundesarbeitsge-
richts Dr. Linck, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Bubach, den Richter
am Bundesarbeitsgericht Neumann sowie die ehrenamtliche Richterin Teichful3

und den ehrenamtlichen Richter ligenfritz-Donné fur Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Hamburg vom 17. November 2022
- 3 Sa 31/22 - wird zuruckgewiesen.

2. Der Klager hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber eine Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung

eines 13. Monatsgehalts.

Der Klager war bei der Beklagten seit dem 13. Juni 1987 auf Basis eines
schriftlichen Formulararbeitsvertrags vom 15. Juni 1987 zu einem Bruttomonats-
gehalt von zuletzt durchschnittlich 4.263,04 Euro beschaftigt. Der Arbeitsvertrag
wurde mit der Konzernmuttergesellschaft der Beklagten, der Deutschen Luft-
hansa AG, geschlossen. Er sieht ua. folgende Regelungen vor:

»3. Die Rechte und Pflichten des Mitarbeiters ergeben
sich aus den jeweils gultigen Tarifvertragen, den Be-
triebsvereinbarungen und Dienstvorschriften der DLH.
Im Hinblick auf die vorgesehene Tatigkeit erfolgt eine
Eingruppierung in die Vergutungsgruppe 6. ...

4. Entsprechend der in Ziffer 3 vorgenommenen Ein-
gruppierung belaufen sich die monatlichen Beziige
auf:

Gesamtvergltung 2.641,-- DM

5. Die Bezuge werden 13 mal jahrlich bargeldlos ge-
zahlt.

Die Beklagte ist Mitglied des Arbeitgeberverbandes Luftverkehr e.V. (im
Folgenden: AGVL). Sie war im streitgegenstandlichen Zeitraum - den Jahren
2020 und 2021 - an den Manteltarifvertrag Nr. 14 fur das Bodenpersonal (im Fol-
genden: MTV Nr. 14 Boden) gebunden und zum Zeitpunkt des Abschlusses des
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Arbeitsvertrags an den Manteltarifvertrag Nr. 12 fur das Bodenpersonal (im Fol-
genden: MTV Nr. 12 Boden). Beide Tarifvertrage enthalten - wie auch der Man-
teltarifvertrag Nr. 13 fir das Bodenpersonal (vgl. dazu BAG 28. Juni 2023
-5AZR 9/23 - Rn. 3) - nahezu wortgleich jeweils in § 26 eine Regelung zur bar-
geldlosen Zahlung der ,feststehenden monatlichen Vergutungsbestandteile® je-
weils zum 27. eines Monats. Weiter sehen sie im Rahmen der ,Sozialbezlige® in
§ 30 nahezu inhaltsgleich ein jahrliches Urlaubs- und Weihnachtsgeld in Hohe
von je einer halben Grundvergutung zuzuglich bestimmter Zulagen vor. § 30 MTV
Nr. 14 Boden lautet auszugsweise:
»8 30 Urlaubs- und Weihnachtsgeld

(1) Alle Mitarbeiter erhalten jahrlich Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld in Hohe von je einer halben Grundvergu-
tung zuziglich des halben Betrages eventuell zu-
stehender Lehr-, Fremdsprachen- und Schleppzula-
gen. Die Berechnung des Urlaubsgeldes richtet sich
nach der fur Monat Mai, des Weihnachtsgeldes nach
der fir Monat November des betreffenden Jahres zu-
grunde liegenden vollen Vergutung (Grundvergutung
zuzuglich eventueller Lehr-, Fremdsprachen- und
Schleppzulagen).

(2) Beginntoder endet das Arbeitsverhaltnis im laufenden
Kalenderjahr, erwirbt der Mitarbeiter fur jeden Kalen-
dertag der Beschaftigung Anspruch auf 1/360 des Ur-
laubs- bzw. Weihnachtsgeldes.

Bei Arbeitsbefreiung ohne Fortzahlung der Vergltung
....und Ruhen des Arbeitsverhaltnisses wird das Ur-
laubs- bzw. Weihnachtsgeld fur jeden Arbeitstag ohne
Vergutungsanspruch um 1/360 und fur je funf Arbeits-
tage ohne Vergltungsanspruch zusatzlich um 2/360
gekurzt.

Nach § 30 Abs. 4 MTV Nr. 14 Boden wird das Urlaubsgeld mit der Mai-

vergutung und das Weihnachtsgeld mit der Novembervergitung gezahlt.

Seit April 2020 befand sich der AGVL wegen der Auswirkungen der
Corona-Pandemie auf den Luftverkehr in Verhandlungen mit der Gewerkschaft
ver.di Uber MaRnahmen zur Reduzierung der Personalkosten. Dazu veroffent-

lichte die Konzernmuttergesellschaft der Beklagten am 25. Mai 2020 in eBase,
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einem Intranet, auf das alle Beschaftigten des Konzerns Zugriff haben, einen Ar-
tikel Uber die Gesprache mit ver.di. Darin wird das Erfordernis geschildert, Per-
sonalkosten einzusparen und ausgeflihrt, dass die Arbeitgeberseite in den Ver-
handlungen unter anderem den Verzicht auf das Urlaubs- und Weihnachtsgeld
fordere. Unter dem 16. Dezember 2020 schloss die Beklagte als Mitglied des
AGVL mit ver.di einen Tarifvertrag zur Bewaltigung des Corona-Krisenfalls flr
das Bodenpersonal (im Folgenden: TV Corona-Krise). Dieser sah flir seine Lauf-
zeit vom 10. November 2020 bis zum 31. Dezember 2021 in § 4 Abs. 1 vor, dass
kein Urlaubs- und Weihnachtsgeld gemafR § 30 MTV Nr. 14 Boden gezahlt wird.

Der Klager erhielt seit Beginn des Arbeitsverhaltnisses jeweils mit dem
Gehaltslauf fir Mai und November eine zusatzliche Leistung, deren Hohe den
Regelungen zum tarifvertraglich vorgesehenen Urlaubs- und Weihnachtsgeld
entsprach. Im November 2020 und im Mai und November 2021 erfolgten diese
Zahlungen, wie im TV Corona-Krise vorgesehen, nicht. Ein (weiteres) 13. Mo-
natsgehalt zu einem von den zwolf regularen Gehaltslaufen abweichenden Ter-
min zahlte die Beklagte wahrend des Arbeitsverhaltnisses zu keinem Zeitpunkt

an den Klager.

Der Klager hat gemeint, er habe jahrlich Anspruch auf 13 Monatsgehal-
ter. Zur Begrindung der Klageforderung hat er sich in den Vorinstanzen auf Zif-
fern 4 und 5 des Arbeitsvertrags gestutzt. Ziffer 5 sei als eine konstitutive Klausel
zu verstehen, die ihm einen Anspruch auf die 13-malige Auszahlung seiner Mo-
natsbezlge gewahre. Der TV Corona-Krise stehe diesem Anspruch nicht entge-
gen, da dort nur die Aussetzung des in § 30 MTV Nr. 14 Boden vorgesehenen
Urlaubs- und Weihnachtsgeldes geregelt sei. Bei diesen Leistungen handele es
sich um echte Gratifikationszahlungen und solche erhalte er nicht. Der Arbeits-
vertrag vom 15. Juni 1987 sehe nur eine partielle Bezugnahme auf Tarifvertrage
vor und verweise jedenfalls nicht auf § 30 MTV Nr. 14 Boden. In der Revisions-
begriindung hat der Klager ausgeflihrt, einem rtckwirkenden Eingriff in bereits
entstandene tarifliche Anspruche stinde jedenfalls hinsichtlich des Weihnachts-

geldes fur das Jahr 2020 der Grundsatz des Vertrauensschutzes entgegen.

ECLI:DE:BAG:2024:200324.U.5AZR161.23.0 -5-



-5- 5 AZR 161/23

Der Klager hat vorinstanzlich zuletzt sinngemaf beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Klager
6.394,56 Euro brutto nebst Zinsen von funf Prozent-
punkten Uber dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem
1. Dezember 2020 auf 2.131,52 Euro brutto, seit dem
1. Juni 2021 auf weitere 2.131,52 Euro brutto sowie
seitdem 1. Dezember 2021 auf weitere 2.131,52 Euro
brutto zu zahlen.

In der Revision hat er zuletzt zusatzlich hilfsweise beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Klager 2.131,52 Euro
brutto nebst Zinsen von funf Prozentpunkten Uber dem je-
weiligen Basiszinssatz seit dem 1. Dezember 2020 zu zah-
len.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat gemeint, Zif-
fer 5 des Arbeitsvertrags enthalte lediglich eine deklaratorische Regelung. Der
Vertrag verschaffe dem Klager keinen vertraglichen Anspruch auf ein 13. Mo-
natsgehalt unabhangig von den tarifvertraglichen Regelungen. Dies ergebe die
Auslegung des Arbeitsvertrags. Der mit der Revision hilfsweise geltend ge-
machte Anspruch auf das tarifliche Weihnachtsgeld fur das Jahr 2020 sei bislang
nicht Streitgegenstand des Verfahrens gewesen und kdnne in der Revision nicht

neu eingefuhrt werden.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung des Klagers zurickgewiesen. Mit der vom Senat nachtraglich
zugelassenen Revision verfolgt der Klager den Anspruch auf Zahlung eines
13. Monatsgehalts weiter. Hilfsweise macht er flr das Jahr 2020 einen Anspruch
auf das im MTV Nr. 14 Boden geregelte Weihnachtsgeld iVm. einer arbeitsver-
traglichen Bezugnahme geltend. Die Beklagte beantragt die Zurickweisung der

Revision.
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Entscheidungsgriinde

Die zulassige Revision des Klagers ist unbegriundet. Das Landesarbeits-
gericht hat zutreffend erkannt, dass dem Klager kein Anspruch auf Zahlung eines
13. Monatsgehalts aus § 611a BGB iVm. Ziffern 4 und 5 des Arbeitsvertrags vom
15. Juni 1987 zusteht. Soweit der Klager in der Revision hilfsweise einen durch
eine arbeitsvertragliche Bezugnahme vermittelten Anspruch auf das in § 30 MTV
Nr. 14 Boden geregelte Weihnachtsgeld fur das Jahr 2020 geltend machen will,
handelt es sich um eine im Revisionsverfahren nicht zulassige Einflhrung eines

neuen Streitgegenstands.

l. Dem Klager steht nach den Regelungen des Arbeitsvertrags vom
15. Juni 1987 kein eigenstandiger vertraglicher Anspruch auf ein 13. Monats-
gehalt zu. Ziffer 5 des Vertrags ist deklaratorisch und begrundet, auch in Zusam-
menschau mit den weiteren Bestimmungen des Vertrags, keinen von § 30 MTV
Nr. 14 Boden unabhangigen Anspruch (vgl. BAG 28. Juni 2023 - 5 AZR 9/23 -

Rn. 18 ff.). Das haben die Vorinstanzen zutreffend erkannt.

1. Auf die Regelungen des Arbeitsvertrags vom 15. Juni 1987 finden die
Auslegungsmalistabe fur Allgemeine Geschaftsbedingungen Anwendung. Das
Landesarbeitsgericht hat festgestellt, dass es sich bei ihnen um von der Rechts-
vorgangerin der Beklagten fir eine Vielzahl von Vertragen vorformulierte Ver-
tragsbedingungen handelte, die sie dem Klager bei Abschluss des Vertrags ge-
stellt hat. Der im Jahr 1987 geschlossene Arbeitsvertrag ist nach Art. 229 § 5
Satz 2 EGBGB einer AGB-Kontrolle am MaRstab der §§ 305 ff. BGB zu unterzie-

hen.

2. Ausgehend von den fiur die Auslegung Allgemeiner Geschéaftsbedingun-
gen geltenden Grundsatzen (vgl. hierzu und zum revisionsrechtlichen Prifungs-
mal3stab BAG 28. Juni 2023 - 5 AZR 9/23 - Rn. 20 ff.) begrindet Ziffer 5 des Ar-
beitsvertrags vom 15. Juni 1987 - auch in Zusammenschau mit Ziffer 4 - keinen

vertraglichen Anspruch auf ein 13. Monatsgehalt.
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a) Der Senat hat fur ein gleichlautendes Vertragsmuster bereits entschie-
den, dass Ziffer 5 der vorformulierten Bedingungen keine eigenstandige und kon-
stitutive Regelung eines Anspruchs auf ein 13. Monatsgehalt darstellt (sh. BAG
28. Juni 2023 - 5 AZR 9/23 - Rn. 23 ff.).

b) Die vom Klager fur das Vorliegen einer konstitutiven Regelung ergan-
zend vorgebrachten Argumente Uberzeugen nicht. Sie basieren im Wesentlichen
auf der unzutreffenden Annahme, der Vertrag sehe keine oder allenfalls eine

wpartielle” Bezugnahme auf tarifvertragliche Regelungen vor.

aa) Der Arbeitsvertrag vom 15. Juni 1987 enthalt jedoch in Ziffer 3 Satz 1
- unmittelbar nach der Regelung des Vertragsbeginns und Arbeitsortes (Ziffer 1)
und der Probezeit (Ziffer 2) - eine uneingeschrankte (zeit-)dynamische Bezug-
nahmeklausel. Die verwendete Formulierung, nach der sich die ,Rechte und
Pflichten des Mitarbeiters [...] aus den jeweils gultigen Tarifvertragen, den Be-
triebsvereinbarungen und Dienstvorschriften der DLH“ ergeben, ist geradezu
idealtypisch fir diese Form einer Bezugnahme auf Tarifvertrage. Sie steht am
Beginn des kurzen Vertrags und ist nicht Bestandteil etwaiger Schlussbestim-
mungen. Sie verweist - vorangestellt - auf die Regelungen, nach denen das Ar-
beitsverhaltnis durchgefuhrt werden soll. Die dynamische Bezugnahmeklausel
enthalt auch keine Einschrankungen hinsichtlich ihres Geltungsumfangs. Es han-
delt sich gerade nicht um eine eingeschrankte Bezugnahme ,im Ubrigen“ oder
,soweit im Arbeitsvertrag nichts anderes geregelt ist“. All dies spricht erkennbar
fur den Willen, ausschlieBlich und umfassend die tariflichen Regelungen anzu-
wenden (sh. auch BAG 28. Juni 2023 - 5 AZR 9/23 - Rn. 28 ff.).

bb) Wenn - wie vorliegend - ein tarifgebundener Arbeitgeber in einem For-
mulararbeitsvertag den bei ihm geltenden Tarifvertrag mit einer uneingeschrank-
ten Bezugnahmeklausel in das Arbeitsverhaltnis einbezieht, wird damit fur die
beteiligten Verkehrskreise erkennbar, dass das Arbeitsverhaltnis umfassend
nach den entsprechenden tariflichen Regelungen gestaltet werden soll. In sol-
chen Fallen - und das berlcksichtigt die Revision nicht ausreichend - bedarf es
fur die Annahme, mit weiteren Regelungen des Arbeitsvertrags solle eine konsti-

tutive Besser- oder Schlechterstellung gegenuber diesen tariflichen Regelungen
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vereinbart werden, besonderer Anhaltspunkte (vgl. BAG 28. Juni 2023 - 5 AZR
9/23 - Rn. 28; 10. Juli 2013 - 10 AZR 898/11 - Rn. 21, 23).

cc) Tragfahige Anhaltspunkte daflir, dass gerade Ziffer 5 des Arbeitsvertrags
konstitutiv gelten sollte und insoweit tarifvertragliche Regelungen - seien sie
gunstiger oder ungunstiger - keine Anwendung finden sollten, sind nicht ersicht-
lich. Der Arbeitsvertrag ist in seiner Kirze logisch aufgebaut. Ziffer 3 regelt die
Bezugnahme auf den Tarifvertrag und die daraus folgende Eingruppierung, Zif-
fer 4 informiert dartber, welche ,Bezlge® aus dieser Eingruppierung folgen und
Ziffer 5 erlautert, wie diese gezahlt werden. Zwar mag die Formulierung in Ziffer 5
des Vertrags mit ihrem Verweis auf die 13-malige Zahlung missglickt sein, sie
ist aber - zumal unter Berlcksichtigung der beteiligten Verkehrskreise - nicht un-
verstandlich. Die Information, die Bezlge wurden ,,13mal“ gezahlt, war im Zeit-
punkt des Vertragsschlusses mit Blick auf die (damals) in § 30 MTV Nr. 12 Boden
vorgesehene Zahlung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld fur die rechnerische
Hohe der Jahresbezlge zutreffend, auch wenn diese Summe in zwolf Teilbetra-

gen Uberwiesen wurde.

C) Auch nach der erkennbaren Interessenlage der Beteiligten sollten sich
nach dem Arbeitsvertrag vom 15. Juni 1987 die Anspruche auf Vergutung nach
den tarifvertraglichen Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung richten,
was zudem der jahrzehntelangen Vertragspraxis entsprach (vgl. BAG 28. Juni
2023 -5AZR 9/23 - Rn. 31 ff.).

3. Nach den vorstehenden Ausflihrungen sind die vertraglichen Regelun-
gen nicht mehrdeutig iSd. § 305¢c Abs. 2 BGB. Bei Berilcksichtigung der aner-
kannten Auslegungsmethoden bestehen im Entscheidungsfall keine erheblichen
Zweifel (vgl. zu einem &hnlich gelagerten Fall BAG 10. Juli 2013 - 10 AZR
898/11 - Rn. 24).

Il. Soweit der Klager mit dem im Revisionsverfahren neu gestellten Hilfsan-
trag die Zahlung des Weihnachtsgeldes fur das Jahr 2020 nach § 30 MTV Nr. 14
Boden iVm. Ziffer 3 des Arbeitsvertrags geltend macht, handelt es sich um eine

in der Revisionsinstanz grundsatzlich unzulassige Klageerweiterung. Das Ein-
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bringen eines weiteren Streitgegenstands stellt eine Klageerweiterung dar oder
steht ihr zumindest gleich (vgl. BAG 21. April 2009 - 3 AZR 640/07 - Rn. 16,
BAGE 130, 202).

1. Der Gegenstand des Verfahrens bestimmt sich nach dem auch fur das
arbeitsgerichtliche Urteilsverfahren geltenden zweigliedrigen Streitgegenstands-
begriff durch den gestellten Antrag (Klageantrag) und dem ihm zugrunde liegen-
den Lebenssachverhalt (Klagegrund). Der Lebenssachverhalt umfasst das
ganze, dem Klageantrag zugrunde liegende tatsachliche Geschehen, das bei
naturlicher, vom Standpunkt der Parteien ausgehender Betrachtungsweise zu
dem durch den Vortrag des Klagers zur Entscheidung gestellten Tatsachenkom-
plex gehort oder gehort hatte (vgl. BAG 24. Mai 2018 - 6 AZR 215/17 - Rn. 21;
18. Mai 2011 - 4 AZR 457/09 - Rn. 15; ebenso bereits BGH 19. Dezember 1991
-IXZR 96/91 - zu Il 2 a der Griinde, BGHZ 117, 1). Das Vorbringen der Beklag-
ten oder eigenes Verteidigungsvorbringen des Klagers gegenuber dem Beklag-
tenvortrag verandern den mit Antrag und Klagevorbringen festgelegten Streitge-
genstand nicht (BAG 20. Februar 2018 - 1 AZR 787/16 - Rn. 12; 18. November
2014 - 1 AZR 257/13 - Rn. 15 mwN, BAGE 150, 50).

2. Ausgehend hiervon stellen der (unterstellt) vertraglich individuell und
konstitutiv vereinbarte Anspruch auf ein 13. Gehalt und der (unterstellt) durch
eine Bezugnahmeklausel im Arbeitsvertrag vermittelte Anspruch auf tarifvertrag-
liche Sonderzahlungen in gleicher HOhe zwei Streitgegenstande dar (vgl. BAG
28. Juni 2023 - 5 AZR 9/23 - Rn. 15). Beide Anspriche haben in tatsachlicher

Hinsicht unterschiedliche Anspruchsvoraussetzungen.

3. Nur ein vertraglicher Anspruch auf ein 13. Monatsgehalt aus Ziffern 4
und 5 des Arbeitsvertrags war Streitgegenstand des Berufungsverfahrens und

der zugelassenen Revision.

a) Der Klager hat schon in der Klageschrift ausdrtcklich nur einen Anspruch
auf ein 13. Monatsgehalt aus Ziffern 4 und 5 des Arbeitsvertrags geltend ge-
macht und dieses vom Urlaubs- und Weihnachtsgeld nach § 30 MTV Nr. 14

Boden abgegrenzt. Ebenso hat er in der Berufungsbegrindung argumentiert,
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Ziffer 3 des Arbeitsvertrags stelle nur eine partielle Bezugnahmeklausel auf Ta-
rifvertrage dar und jedenfalls § 30 MTV Nr. 14 Boden sei nicht arbeitsvertraglich
in Bezug genommen. Es handele sich bei dem Urlaubs- und Weihnachtsgeld
nach § 30 MTV Nr. 14 Boden und dem dem Klager zustehenden 13. Monats-
gehalt, das Gegenstand des Verfahrens sei, um unterschiedliche Regelungs-

sachverhalte.

b) Das Landesarbeitsgericht ist dieser vom Klager vorgenommenen Diffe-
renzierung gefolgt. Es hat festgehalten, dass ein Anspruch auf das tarifliche Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld aufgrund arbeitsvertraglicher Bezugnahme nicht Ge-
genstand des Verfahrens war. Folgerichtig hat es ausdrucklich nicht Gber einen
solchen Anspruch entschieden (vgl. S. 13 und 18 f. der Entscheidungsgriinde).
Dies hat der Klager weder mit einem Tatbestandberichtigungsantrag noch mit

einer durchgreifenden Verfahrensrige angegriffen.

C) Die von der Revision erhobene Verfahrensruge hinsichtlich einer Verlet-
zung des Anspruchs auf rechtliches Gehér durch das Ubergehen von Vortrag ist
jedenfalls unbegriindet. Das Landesarbeitsgericht hat den in der Rlige angeflhr-
ten Vortrag des Klagers zum TV Corona-Krise nicht ubergangen. Es hat ihn - wie
die Revision selbst ausfuhrt - im Tatbestand berucksichtigt, aber wegen der vom
Klager vorgegebenen Differenzierung zwischen dem allein auf arbeitsvertrag-
liche Regelungen (Ziffern 4 und 5 des Arbeitsvertrags) gestitzten Anspruch auf
ein 13. Monatsgehalt und dem Anspruch auf tarifliches Urlaubs- und Weihnachts-
geld fur unerheblich gehalten. Es ist damit im Ergebnis der Argumentation des
Klagers gefolgt, dass der TV Corona-Krise den vom ihm geltend gemachten An-

spruch aus Ziffern 4 und 5 des Arbeitsvertrags nicht betrifft.

4. Soweit der Klager mit dem Hilfsantrag in der Revision nun die Zahlung
von 2.131,52 Euro brutto wegen einer unzulassigen Ruckwirkung des TV Co-
rona-Krise verlangt, stitzt er seine Klageforderung nicht mehr auf ein vertragli-
ches vereinbartes 13. Gehalt, sondern auf einen durch die Bezugnahmeklausel
im Arbeitsvertrag vermittelten vertraglichen Anspruch auf das tarifliche Weih-
nachtsgeld. Nur auf einen solchen Anspruch bezieht sich namlich der TV Corona-

Krise. Die hierin liegende EinfUhrung eines neuen Streitgegenstands ist im Revi-
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sionsverfahren grundsatzlich nicht zuldssig. Die Voraussetzungen einer aus-
nahmsweise zuldssigen Klageanderung in der Revisionsinstanz und die ihr
gleichstehende Einfuhrung eines neuen Streitgegenstands liegen ersichtlich
schon deshalb nicht vor, weil sich das rechtliche Prufprogramm mit Blick auf die
neu aufgeworfene Problematik der Rlickwirkung von Tarifvertragen und der Ge-
wahrung von Vertrauensschutz wesentlich andern wirde (vgl. dazu BAG 28. Mai
2014 - 5 AZR 794/12 - Rn. 14 mwN).

[l Erganzend weist der Senat auf Folgendes hin: Selbst wenn der weitere
Streitgegenstand in das Revisionsverfahren hatte eingefuhrt werden konnen,
ware allerdings nach Aktenlage davon auszugehen, dass dem Klager fir das
Jahr 2020 auch kein durch die Bezugnahmeklausel im Arbeitsvertrag vermittelter
Anspruch auf das Weihnachtsgeld nach § 30 MTV Nr. 14 Boden zustand. Denn
die Regelungen in § 4 Abs. 1iVm. § 9 TV Corona-Krise wirden - auch hinsicht-
lich des Ausschlusses des Weihnachtsgeldes fur das Jahr 2020 - nicht gegen

das Ruckwirkungsverbot verstolien.

1. Tarifvertragliche Regelungen tragen den immanenten Vorbehalt ihrer
nachtraglichen Abanderung durch Tarifvertrag in sich. Die Gestaltungsfreiheit der
Tarifvertragsparteien zur riickwirkenden Anderung tarifvertraglicher Regelungen
ist allerdings durch den Grundsatz des Vertrauensschutzes der Normunterworfe-
nen begrenzt; es gelten insoweit die gleichen Regelungen wie nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts bei der Ruckwirkung von Gesetzen
(st. Rspr., vgl. BAG 30. November 2022 - 5 AZR 27/22 - Rn. 44 mwN).

Zu unterscheiden ist danach zwischen echter und unechter Ruckwirkung.
Eine Rechtsnorm entfaltet echte Rickwirkung, wenn sie in einen abgeschlosse-
nen Sachverhalt nachtraglich eingreift (BAG 25. M&rz 2015 - 5 AZR 458/13 -
Rn. 38; 27. Mérz 2014 - 6 AZR 204/12 - Rn. 42 ff., BAGE 147, 373). Um eine
unechte Ruckwirkung handelt es sich demgegenlber, wenn eine Norm auf
gegenwartige, noch nicht abgeschlossene Sachverhalte und Rechtsbeziehungen
fur die Zukunft einwirkt und damit zugleich die betroffene Rechtsposition entwer-
tet (,tatbestandliche Riickanknipfung®, vgl. BVerfG 7. Juli 2010 -2 BvL
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14/02 ua. - Rn. 55, BVerfGE 127, 1; BAG 20. Juni 2018 -7 AZR 737/16 -
Rn. 24 mwN).

2. Ausgehend hiervon wirde es sich nach Aktenlage im Streitfall auch hin-
sichtlich des Weihnachtsgeldes fir 2020 um eine unechte Ruckwirkung handeln.
Die Tarifvertragsparteien haben nicht fur einen abgeschlossenen Sachverhalt
nachtraglich andere Regelungen vorgesehen. Die damit vorliegende unechte

Ruckwirkung ist zulassig.

a) In der Regel mussen Arbeitnehmer zwar nicht damit rechnen, dass in
bereits entstandene Anspriche eingegriffen wird, auch wenn sie noch nicht erfullt
oder noch nicht fallig sind. Etwas anderes gilt nur dann, wenn bereits vor der
Entstehung des Anspruchs hinreichende Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass die
Tarifvertragsparteien diesen Anspruch zu Ungunsten der Arbeitnehmer andern
werden (BAG 11. Oktober 2006 - 4 AZR 486/05 - Rn. 28, BAGE 119, 374).

b) Unter Zugrundelegung dieser Anforderungen hatten die Tarifvertragspar-
teien die Zahlung des Weihnachtsgeldes flr das Jahr 2020 ausschlief3en kdnnen.
Ausgehend von den Regelungen in § 30 Abs. 2 MTV Nr. 14 Boden handelt es
sich bei den dort vorgesehenen Sonderzahlungen um eine zusatzliche Vergutung
der Arbeitsleistung im Bezugsjahr. Schon beim Entstehen des Anspruchs auf das
Weihnachtsgeld (pro rata temporis) hatte aber kein schitzenswirdiges Vertrauen
des betroffenen Personenkreises in den Fortbestand dieser Leistung mehr be-
standen. Dem stand in der krisenhaften Ausnahmesituation im Konzern der Be-
klagten im Jahr 2020 die Veroffentlichung im Intranet am 25. Mai 2020 entgegen.
Mit Blick auf die dadurch bekannt gemachten Forderungen der Arbeitgeberseite
hatte der betroffene Personenkreis mit Blick auf den pandemiebedingten Still-
stand des Luftverkehrs mit einer ,Aussetzung” der tariflichen Regelungen rech-
nen mussen. Damit hatten in der zweiten Jahreshalfte und jedenfalls vor Entste-
hen des Anspruchs auf das Weihnachtsgeld, konkrete Anhaltspunkte daflr be-
standen, dass die Tarifvertragsparteien den Anspruch zu Ungunsten der Arbeit-
nehmer andern wirden. Der Wegfall des Vertrauensschutzes hat dabei nicht zur
Voraussetzung, dass der einzelne Tarifunterworfene positive Kenntnis von den

malfgeblichen Umstanden hat. Entscheidend und ausreichend ist vielmehr die
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Kenntnis der betroffenen Kreise (vgl. BAG 11. Oktober 2006 - 4 AZR 486/05 -
Rn. 27, BAGE 119, 374).

V. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Linck Neumann Bubach

Teichful llgenfritz-Donné

ECLI:DE:BAG:2024:200324.U.5AZR161.23.0

37



	LS-Zettel
	Urteil (Zurückweisung) - pp-Fassung

